
Für das Nachschlagewerk !
Nicht für die Amtliche Sammlung !
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Sss®i51 z?0 § 102’ ffiG.§ 219
T'in gr°bes Verschulden im Sinne des § 102 ZPO 
liegt vor? wenn ein Rechtsanwalt, der keine nä­
heren Kenntnisse auf einem besonders geregelten 
Rechtsgebiet besitzt, ein Rechtsmittel, das die­
ses Rechtsgebiet betrifft, einlegt, ohne sich zu­
vor über die entsprechenden gesetzlichen Vor­
schriften und die Rechtsprechung zu unterrichten» 
Hierfür genügt in Entschädigungssachen eine Un­
terrichtung lediglich auf Grund der sogenannten 
amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Bun­
desgerichtshofs nicht. Erstrebt der Rechtsanwalt 
mit seinem Rechtsmittel die Abweichung von einer 
ständigen Rechtsprechung der Gerichte, so muß er 
die Gründe hierfür bei der Begründung seines 
Rechtsmittels darlegen,

Aktenzeichens IV ZB 44/58
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In der Bntschädigungssache
des Juweliers Erwin S P U H P P  in ±J* 

rweg fP,
Klägers und Beschwerdeführers,

- Prozeßbevollmächtigte 5 Rechtsanwälte
Br«Ssanv

§
g e g e n

das Land N i e d e r s a o h s e n ,
vertreten durch den Niedersächsischen Minister des Innern 
in Hannover, Lavesallee 6,

Beklagten und Beschweriegegner,

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der 
Sitzung vom 18, April 1958 beschlossen?.

Der Rechtsanwalt Pro in Celle wird
verurteilt, die durch das Beschwerdeverfahren 
vor dem Bundesgerichtshof entstandenen Kosten zu 
tragen.

G r  ü n d e  £
Hinsichtlich des Sachverhalts wird auf den Beschluß 

des erkennenden Senats vom 26. Februar 1958 verwiesen, 
mit dem die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzu­
lassung der Revision im Urteil des Berufungsgerichts vom 
3o Januar 1958 zurückgewiesen worden ist. T/ie in diesem 
Beschluß des näheren dargelegt worden ist, konnte im 
Hinblick auf die ständige Rechtsprechung des Senats die 
Beschwerde offensichtlich keinen Erfolg haben.
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Durch das Beschwerdeverfabren sind Kosten entstan­
den» die sich hätten vermeiden lassen, wenn der Prozeß- 
bevollmächtigte des Klägers vor Einlegung der Beschwerde 
die gesetzlichen Vorschriften, sowie die Rechtsprechung 
des Senats mit der erforderlichen Sorgfalt geprüft hätte. 
Er würde dabei erkannt haben, daß das Rechtsmittel offen­
sichtlich keine Aussicht auf Erfolg hatte und daß es des­
halb geboten war, von seiner Einlegung abzusehen. In dem 
Unterlassen einer derartigen Prüfung liegt ein grobes 
Verschulden. Dieses wird auch nicht durch Erwägungen ge­
mildert, v*ie sie anläßlich der Anhörung des Prozeßbevoll- 
machtigten entsprechend der Vorschrift des § 102 Abs. 2 
Satz 2 ZPO von diesem vorgetragen worden sind« Im einzel­
nen ist zu diesen Erwägungen folgendes zu bemerken?

1. Die Bestimmungen der §§ 219 und 220 BEG lassen nach 
ihrem Wortlaut, Sinn und Zweck keinen Zweifel, daß die 
Zulassung der Revision nicht im Ermessen des Berufungs­
gerichts steht, sondern zwingend vorgeschrieben ist mit 
der Maßgabe, daß nur, wenn entgegen den gesetzlichen Vor­
schriften eine Zulassung nicht erfolgt ist, dagegen die 
Beschwerde gegeben ist. Dies ergeben auch zweifelsfrei die 
zahlreichen Entscheidungen des Bundesgerichtshofs, die 
auf Beschwerden gegen die Nichtzulassung der Revision er­
gangen und zu einem Teil auch veröffentlicht worden sind 
(vgl. insbes. LM Kr* 7.~ zu :■ § 219 BEG 1956). Zumindest 
hätte der Prozeßbevollmächtigte des Klägers, wenn er einen 
anderen Standpunkt hätte vertreten wollen, dies unter Aus­
einandersetzung mit der Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs und den Erläuterüngsbüchern zum BEG bei Einlegung sei­
ner Beschwerde näher darlegen müssen*

2. Es widerspricht der Sorgfaltspflicht eines gewissen­
haften Anwalts, Rechtsfragen nur an Hand der sogenannten 
amtlichen Entscheidungs-Sammlung zu prüfen und die Ver-
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öffentlichung von Erkenntnissen des Bundesgerichtshofs 
an anderer Stelle, wie z.B. in der Neuen Juristischen 
Wochenschrift mit ihrem HzW-Teil oder in dem Nach­
schlagewerk des Bundesgerichtshofs von Lindenmaier-Möh- 
ring oder in der Beilage zur Monatsschrift für Deutsches 
Recht unberücksichtigt zu lassen, zumal eine auch nur 
oberflächliche Durchsicht der sogenannten amtlichen Samm­
lung erkennen läßt, daß Entscheidungen des Bundesge­
richtshofs auf dem Gebiete des Bundesentsclxädigungs- 
rechts wegen ihrer nur vorübergehenden Bedeutung in der 
Regel in ihr nicht veröffentlicht werden,,!...;",

3o Ob von einem Rechtsanwalt verlangt werden kann, sich 
auch auf entlegeneren Sondergebieten zu spezialisieren, 
ist nicht von entscheidender Bedeutung» Besitzt ein 
Rechtsanwalt auf einem solchen Gebiet keine Kenntnisse, 
so muß von ihm auf jeden Fall verlangt werden, daß er sich 
diese verschafft, wenn er ein Mandat auf einem solchen Ge­
biet übernimmt. Unterläßt er dies, so gereicht ihm eine 
etwaige Unkenntnis von gesetzlichen Bestimmungen oder der 
ständigen Rechtsprechung der höheren Gerichte zu diesen 
Bestimmungen zum Verschulden»

*
4» Ob eine tatsächliche Feststellung von allgemeiner 
Bedeutung ist, ist für die Zulassung der Revision uner­
heblich, da, wie sich auch aus dem § 219 BEG klar ergibt, 
das Revisionsgericht grundsätzlich nur über Rechtsfragen 
und nicht über Tatfragen zu entscheiden hat. Unerheblich 
ist auch für die Frage der Zulassung der Revision, ob 
verfahrensrechtliche Verstöße vorliegen, die mit Erfolg 
in einem Revisionsverfahren gerügt werden könnten. Auf 
die Entscheidung - DM Nr; 7 zu § 219 BBG 1956 - wird er­
neut verwiesen.



5* Die Verantwortung für die Einlegung eines Rechts­
mittels hat der das Rechtsmittel einlegende Anwalt selbst 
zu tragen* Eine Vorprüfung der Aussichten des Rechtsmit­
tels durch das Gericht und gegebenenfalls eine Anregung 
zu seiner Rücknahme ist weder in der Zivilprozeßordnung 
noch im Bundesentschädigungsgesetz vorgesehen*

6.. Selbstverständlich kann es einem Rechtsanwalt grund­
sätzlich nicht zum Verschulden gereichen, wenn er eine 
von der Rechtsprechung abweichende Auffassung vertritt. 
Erforderlich ist dann aber, daß er, wenn er von einer 
ständigen Rechtsprechung der Gerichte eine Abweichung er­
strebt,, die Gründe hierfür bei der Begründung seines 
Rechtsmittels därlegt. Dies ist in Entschädigungssachen 
um so mehr erforderlich, als sonst das eingelegte Rechts­
mittel als offensichtlich unbegründet erscheinen und in­
folgedessen gemäß § 225 Abs* 2 Satz 1 BEG die Kosten aufer­
legt werden können, wie dies auch in dem hier vorliegenden 
Falle im Beschluß vom 26. Februar 1958 geschehen ist.

7. Schließlich läßt sich die Einlegung eines offensicht­
lich unbegründeten Rechtsmittels auch nicht damit recht- 
fertigen, daß die Partei ausdrücklich einen Auftrag zur 
Einlegung erteilt hat. Denn ein Rechtsanwalt darf sich 
nicht zu dem willenlosen Werkzeug seiner Partei machen 
(vgl. die zur Veröffentlichung bestimmte Entscheidung vom 
22.1.1958 - IV ZB 244/57 -).



Da somit Kosten durch ein grobes Verschulden des 
Hechtsanwalts Dr„ Klapproth veranlaßt worden sind, ist 
er gemäß § 102 ZPO, § 209 BEG zu verurteilen, sie zu 
tragen, ITach § 102 Abs« 2 Satz 1 ZPO ist die Entschei­
dung ohne mündliche Verhandlung erfolgt, da nach An­
hörung des Prozeßbevollmächtigten des Klägers und dessen 
eingehenden schriftlichen Ausführungen mit dem Vorbrin­
gen weiterer, für die vorstehende Entscheidung erhebli­
cher Gesichtspunkte bei einer mündlichen Verhandlung 
nicht zu rechnen ist*

Ascher Raske Johannsen v, Werner Wüstenberg
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